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Landesgesetzblatt für Wien 
Jahrgang 1982 Ausgegeben am 9. September 1982 19. Stlick 

20. Verordnung: Gcschlftsfilhrung der Betriebs{Gruppen-, Beuiebshaupt)venammlung,· des Betriebsraw, des 
Betriebsausschusses, der BetriebsriteVersammlung und des Zenmlbettiebsrates in Betrieben der 
Land- und Forstwittscbaft (Wiener land- und forstwirtschaftliche Beuiebsrar.s-Gescbiiftsordnung). 

20. 

Verordnung der Wiener Landesregierung vom 
20. Juli 1982 über die Geschiftsflihrung der 
Bctrlebs(G!1'PJ?en•, BetriebsbauJ>t)versamm
lung, des Betnebsratcs, des Bctncbsausschus
ses, der Betriebsrllteversammlung und des Zen
tralbetriebsrates in Betrieben der Laud- und 
Forstwirtschaft (Wiener land- und forstwirt-

schaftliche Betriebsrats-Geschäftsordnung) 

Auf Grund des 9. Abschnittes der Wiener Land
arbeitsordnung, LGBI. für Wien Nr. 22/1949, in 
der Fassung des Landesgesetzes LGBI. für Wien 
Nr. 6/1977 wird verordnet: 

1. HAUPTSTÜCK 

ORGANISATIONSRECHTLICHE 
MUNGEN 

BESTIM-

I. ABSCHNITT 

Betriebs(Gruppen-, Betriebs
h au pt)v ersa m ml ung 

Elnberufuug 

S 1. (1) Die Einberufung der Betriebs(Gruppen-, 
Betriebshaupt)versammlung ist, sofern Abs. 4 nicht 
anderes vorsieht, durch Anschlag an der Ankündi
gungstafel des Betriebsrates vorzunehmen_ Der 
Anschlag hat derart zu erfolgen, daß die Dienst
nehmer des Betriebes (Dienstnehmergruppe) ehe
Stens von seinem Inhalt Kenntnis nehmen können. 
In gt()ßeren Betrieben ist der Anschlag, wenn es die 
Beschaffenheit des Betriebes erfordert, an mehreren 
Stellen durchzufnhren. Bei 5rdich getrennten 
Arbeitsstlltten soll der Anschlag in jeder Arbeits
stätte erfolgen. 

(2) Die erforderlichen Ankundigungstafeln sind 
in ausreichender Größe vom Betriebsrat anzubrin
gen. BeSteht im Betrieb noch keine Ankündigungs
tafel, so kann der Einberufer den Anschlag auch an 
einer oder an mehreren Stellen, die den Vorausset
zungen nach Abs. 1 entsprechen, vornehmen. 

(3) Eine Einberufung der Betriebs(Gruppen-, 
Betriebshaupt)versammlung geml!ß Abs. 1 hat min-

12 

destens drei Tage vor deren Stattfinden zu erfol
gen. Jede Einberufung hat den Beginn, den Ort, die 
Tagesordnung und, sofern in der Betriebs(Grup
pen)versammlung Beschlüsse zu fassen sind, die 
Beschlußerfordernisse (§ 5 Abs. 3) zu enthalten. 
Soll in der Betriebs(Gruppen)versammlung die 
Wahl des Wahlvorstandes vorgenommen werden, 
so muß die Einberufung mindestens zwei Wochen 
vorher bekanntgegeben werden. Die Geschäftsord
nung (§ 8) kann fur die Behandlung weiterer Ange
legenheiten eine längere Einberufungsfrist festset
zen. 

(4) Die Einberufung kann auch durch Rund
schreiben oder in Betrieben (Diemtnehmergrup
pen), in denen höchstens zwei Betriebsratsmitglie
der zu wählen sind, durch mündliche Durchsage 
vorgenommen werden. Der Einberufer hat, sofern 
die Einberufung nur durch Rundschreiben oder 
Durchsage erfolgt, fur die nachweisliche Vemandi
gung der stimmberechtigten Diensmehmer zu sor
gen. Nähere Bestimmungen darüber kann die 
Geschäftsordnung (§ 8) festlegen. 

Berechtigung ..... Einberufung 

S 2. (1) Die Betriebs(Gruppen)versammlung ist 
vom Betriebsrat, die Betriebshauptversammlung 
vom Betriebsausschuß einzuberufen. 

(2) Wird die Betriebs(Gruppen)versammlung von 
dem an Lebensjahren ll.ltesten Dienstnehmer oder 
von mindeStens so vielen Dienstnehmern des 
Betriebes (Diensmehmergruppen), wie Betriebsrats
mitglieder zu wählen sind, einberufen, weil noch 
kein Beriebsrat beSteht oder der Betriebsrat vor
übergehend funktionsunfähig ist, so muß zwischen 
der Einberufung und dem Stattfinden der 
Betriebs(Gruppen)versammlung eine Frist von min
destens zwei Wochen liegen. § 1 Abs. 3 zweiter bis 
vierter Satz und Abs. 4 ist sinngemäß anzuwenden. 
Wird die Einberufung von mehreren Personen vor
genommen, so haben alle die Ei11berufung zu 
unterfertigen. Eine von ihnen ist zur Entgegen
nahme von Anträgen als Bevollmächtigter zu 
bezeichnen, andernfalls der Erstunterfertigte als 
solcher zu gelten hat. 

(3) Beabsichtigt eine zuständige freiwillige 
Betufsvereinigung oder die gesetzliche Interessen-
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